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Martin Metzner

Konzeption eines virtuellen
Rathauses am Beispiel der
Gemeinde Büttelborn

1 Aktuelle Lage

Festzustellen ist, dass in den Ge-
meinden und Städten in Deutsch-
land die Potenziale der Informati-
ons- und Kommunikationstechnolo-
gie (IuK) noch nicht ausgeschöpft
sind.

Dabei bietet gerade das Internet
den öffentlichen Verwaltungen
Möglichkeiten, die die bisherigen
Arbeitsabläufe stark verändern und
verbessern können. Mit der digita-
len Signatur und den bisher geschaf-
fenen rechtlichen Rahmenbedin-
gungen ist es möglich, rechtsver-
bindlich über Online-Transaktionen
zu handeln. Damit kann man dem
Bürger in vielen Fällen den Weg
zum Amt ersparen.

Parallel findet zur Zeit in den öf-
fentlichen Verwaltungen Deutsch-
lands eine Diskussion um ihre Posi-
tion und ihr Leistungsspektrum
statt. Die Debatte bewegt sich dabei
im Spannungsfeld zwischen dem Be-
wahren des Bestehenden und der
Neuorganisation und Neuorientie-
rung im Verwaltungshandeln.

Ausgelöst wurde die Neubewertung
des Verwaltungshandelns durch die
Finanzkrise und den Kostendruck

schriftlichen Unterschrift. Es han-
delt sich um ein Verfahren, eine
elektronische Nachricht einer Per-
son zuzuordnen. Mit der digitalen
Signatur wird aber noch mehr er-
reicht. Neben der Zuordnung zu ei-
ner Person wird gleichzeitig die In-
tegrität der Nachricht gewährleistet.
Am 15. 2. 2001 wurde im Bundestag
eine EU-Richtlinie umgesetzt, wo-
mit die Rahmenbedingung für die
„digitale Signatur“ gegeben ist.
Nach einer Novellierung des Bür-
gerlichen Gesetzbuches, mit der
noch im Sommer dieses Jahres ge-
rechnet werden kann, erlangt die di-
gitale Signatur Rechtsgültigkeit.
Damit wird es möglich, im elektro-
nischen Rechts- und Geschäftsver-
kehr – also etwa bei Einkäufen über
das Internet oder bei der digitalen
Übermittlung der Steuererklärung
ans Finanzamt – die Identität des
Nutzers eindeutig festzustellen.

2 Technische und organisatori-
sche Veränderungen

Eine Debatte um Organisationsän-
derungen bewegt sich immer zwi-
schen den beiden gegensätzlichen
extremen Thesen: „Alles muss geän-
dert werden“ und „Alles muss erhal-
ten bleiben“. Die Kunst bei der Or-
ganisationsänderung ist es nun, zu
bewahren, was gut ist, und zu än-
dern, was verbesserungswürdig ist,
sowie zu erkennen, wann es Nuancen
dazwischen gibt. 

Festzustellen ist, dass „die Verwal-
tung“ auch in Zukunft nicht alleine
virtuell in Erscheinung treten wird.
Der Bürger wird in bestimmten Fäl-
len weiterhin vorsprechen müssen
oder vorsprechen wollen. 

Abgesehen davon sind momentan
zahlreiche Entwicklungen zu erken-
nen, die die Verwaltungen beein-
flussen. Einige seien im Folgenden
genannt:

auf die öffentlichen Haushalte. Um
zu einer Neubewertung des Verwal-
tungshandelns und der Verwal-
tungsorganisation zu kommen, wer-
den vermehrt Begriffe und Modelle
aus der Betriebswirtschaft entlehnt.

Einer der Begriffe aus der Betriebs-
wirtschaft ist „(New) Public Mana-
gement“. Damit werden die Verwal-
tungsreformen beschrieben, die mo-
mentan weltweit die administrativen
und politischen Systeme verändern.
Der Begriff kennzeichnet die
Bemühungen, staatliche Tätigkeiten
anders als traditionell durch Ge-
setze, Verordnungen und Verfügun-
gen zu leisten. Gleichzeitig kommt
es bei den Verwaltungen zu einer
verstärkten Ausrichtung auf „Out-
put“ (Ergebnis) und „Outcome“
(Wirkung).

Neben der Finanzkrise und den da-
durch resultierenden Reformen er-
halten die öffentlichen Verwaltun-
gen durch die Weiterentwicklung
der IuK neue Impulse sowie neue
Organisations- und Ordnungsmög-
lichkeiten. Diese können wiederum
als ein Ausweg aus der Finanzkrise
dienen. 

Ein weiteres Schlagwort, welches im
Zusammenhang mit Verwaltungsre-
formen genannt wird, ist „Electronic
Government“. Electronic Govern-
ment bezeichnet die digitale Unter-
stützung von Information, Kommu-
nikation und Transaktion im Be-
reich der öffentlichen Verwaltung.
E-Government bezieht sich dabei
sowohl auf den internen behördli-
chen Bereich als auch auf die
Schnittstellen „Verwaltung-Bürger“
und „Verwaltung-Wirtschaft.“

Als letzter wichtiger Eckpfeiler, der
in der öffentlichen Diskussion be-
handelt wird, ist die so genannte „di-
gitale Signatur“ zu nennen.

Die so genannte „digitale Signatur“
ist, vereinfacht ausgedrückt, das
elektronische Pendant zur hand-

Im Rahmen einer grundlegen-
den Untersuchung wurde ein
Konzept zur Einführung der
Informations- und Kommuni-
kationstechnologie in einer
Gemeindeverwaltung erarbei-
tet, welches dem Bürger Infor-
mations- und Beteiligungs-
möglichkeiten bietet. Hierbei
müssen Entscheidungen ge-
troffen werden, was für den
Bürger sinnvoll ist.
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2.1 Organisationsstrukturen mittels
EDV-Einsatz

Schon längere Zeit können so ge-
nannte Workflow- und Groupe-
waresysteme zum Einsatz kommen.
Mit der stärkeren Verbreitung von
Intranet- und Internettechnologien
wird diese gesteuerte und gemein-
same Vorgangsbearbeitung weiter
an Gewicht gewinnen. Bei einem
sinnvollen Einsatz kann hier die
Qualität und Produktivität gestei-
gert werden. Ein Beispiel für einen
sinnvollen Einsatz sind Systeme, um
die Kommunalverwaltungen mit der
Bundesdruckerei zu verknüpfen,
damit Pässe oder polizeiliche
Führungszeugnisse ohne zeitliche
Verzögerung aus den kommunalen
Bürgerbüros bestellt werden kön-
nen.

2.2 Portale

Portale dienen im Internet dazu,
Einstiegsseiten zu definierten Berei-
chen zu eröffnen. Sie sind ein Navi-
gationsinstrument, um eine effizi-
ente Informationsgewinnung und
-nutzung zu ermöglichen.

Damit wird auch deutlich, dass Por-
tale Macht ausüben. Für die Anbie-
ter von Informationen zeigt es sich
darin, dass der Betreiber eines Por-
tals einerseits entscheidet, wer unter
seinem Portal auftritt. Andererseits
ist jeder, der Informationen in das
Internet bringen will, darauf ange-
wiesen, in einem Portal zu erschei-
nen. Als Benutzer des Internets, der
sich nur auf die Informationen eines
Portals verlässt, muss man sich da-
rüber im Klaren sein, dass in der Re-
gel ein großer Teil der insgesamt
verfügbaren Information verloren
geht.

2.3 Prinzip der „Lebenslagen“

Dieses Prinzip beschreibt die Art
des Aufbaus von Internetseiten.
Ziel ist es, die Struktur so zu ent-
werfen, dass der Nutzer anhand der
konkret vorliegenden Problemstel-
lung zu den gewünschten Informa-
tionen geführt wird.

Zur Verdeutlichung ein Beispiel: die
Beantragung eines Passes. Bildet
man die herkömmlichen Organisati-
onsstrukturen im Internet ab, so
würde hier ein Bürger zuerst das zu-

Den Nationalstaaten obliegen wei-
terhin die Aufgaben, die Gemein-
schaftsgüter zu sichern. Dies gilt
auch oder gerade für das Internet.
Gemeinschaftsgüter sind Men-
schenrechte, Schutz vor Krimina-
lität, die Unterstützung und Steue-
rung wirtschaftlicher Entwicklun-
gen, die Bereitstellung von Infra-
strukturen, die Aufgaben der Bil-
dung und Forschung sowie die Auf-
rechterhaltung des sozialen Frie-
dens.

2.6 Dreiteilung der 
Dienstleistungen

Die Dienstleistungen, die eine virtu-
elle Verwaltung den Nutzern zur
Verfügung stellt, werden in drei Be-
reiche unterteilt: Information, Inter-
aktion und Partizipation.

Im Bereich der Informationsdienste
stellt die Verwaltung den Nutzern
alle Informationen über sich und ihr
Dienstleistungsangebot zur Verfü-
gung. Der Informationsdienst ist da-
mit sehr wichtig, insbesondere um
die beiden anderen Bereiche vorzu-
bereiten. 

Ein Konzept, das vor allem für den
Informationsdienst gilt, ist das sog.
„Pull-Prinzip“. Der Internetbenut-
zer übernimmt dabei die Rolle eines
Aktiven, der Informationen für sei-
nen momentanen Sachverhalt sucht.
Er „zieht Informationen aus dem
Netz“. Damit werden auf der ande-
ren Seite die Lieferanten der Infor-
mationen vom Tagesgeschäft entlas-
tet. Die Lieferanten sorgen als Con-
tent-Provider „nur“ noch dafür, dass
die Informationen aktuell im Inter-
net bereitstehen.
Mit den Interaktionsdiensten wird
den Nutzern die Möglichkeit ge-
schaffen, mit der Verwaltung zu in-
teragieren. Das endgültige Ziel der
Interaktionsdienste ist es, einen An-
trag abschließend über das Internet
zu bearbeiten, d. h. mit Versenden
eines rechtsgültigen Bescheides.

Gefordert ist nicht mehr und nicht
weniger, als die gesamten Dienste
einer Verwaltung über Internet be-
reitzustellen.
Der Partizipationsdienst kann im
Rahmen der Bürgergesellschaft und
der Agenda 21 gesehen werden. Es
soll hier den Bürgern eine weitere

ständige Amt auswählen, dann die
zuständige Abteilung, den zuständi-
gen Sachbearbeiter suchen und hier
die nötigen Informationen und For-
mulare finden. Bei dem Organisa-
tionsprinzip nach Lebenslagen wird
dem Bürger im Idealfall ein Menü-
punkt „Beantragung eines Passes“
angeboten, der ihn zu dem richtigen
Formular führt, den zuständigen
Ansprechpartner (Sachbearbeiter)
dazu nennt und die sonst noch
benötigten Informationen liefert.

2.4 Standards halten

Die Möglichkeiten der Informati-
ons- und Kommunikationstechnolo-
gie bieten verbesserte Zugänge in
die Verwaltung, mehr Flexibilität
und Schnelligkeit. Dies alles darf
aber nicht auf Kosten von Zuverläs-
sigkeit, Rechtmäßigkeit und Rechts-
verbindlichkeit des Verwaltungs-
handelns gehen.
Die öffentlichen Verwaltungen in
Deutschland haben einen hohen
Standard in den Bereichen der Qua-
lität, der Rechtssicherheit und der
Rechtsverbindlichkeit.
Die wichtigsten Sicherheitskriterien
bei der neuen Technologie sind Au-
thentizität der Kommunikations-
partner und die Integrität der über-
mittelten Daten. Dies entspricht den
Kriterien Vertrauen und Verbind-
lichkeit. Mit dem Einsatz der digita-
len Signatur ist heute eine Möglich-
keit vorhanden, diese zu erfüllen.

2.5 Bestimmung von 
Verwaltungsgrenzen

Deutlich wird, dass durch den Zu-
griff verschiedener Verwaltungen
auf dieselben Daten die Grenzen
der einzelnen Verwaltungen ver-
schwimmen. Neben diesen innerbe-
trieblichen Änderungen ist gleich-
zeitig festzustellen, dass durch das
Internet auch die Grenzen der Na-
tionalstaaten und damit auch die
Einflussbereiche der Verwaltungen
verschwimmen. Durch das Internet
wird das Handeln über Grenzen hin-
weg wesentlich vereinfacht bzw. den
Beteiligten ist ein Handeln über
Grenzen hinweg nicht bewusst. Hier
sind und werden verbindliche Rege-
lungen geschaffen, um die Rechts-
gültigkeit von Geschäften im Inter-
net zu gewährleisten.
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Möglichkeit gegeben werden, um
sich am Gemeindegeschehen zu be-
teiligen. Dies kann von einer allge-
meinen Möglichkeit zur Meinungs-
abgabe über die Einrichtung von
Diskussionsforen bis hin zu Mei-
nungsumfragen zu bestimmten The-
men (z. B. Verkehrsberuhigung) ge-
hen.
Bevor die einzelnen Dienste erstellt
werden, ist es sinnvoll, die Besucher
der Internetseiten näher zu betrach-
ten.
Man kann sich dabei in einem ersten
Schritt an zwei Interessensgruppen
orientieren. Zum einen sind es Orts-
ansässige, die schon ein Vorwissen
über die Gemeinde haben. Zum an-
deren sind es Fremde, die sich über
den Ort und seine Möglichkeiten
erstmals informieren möchten. 
Ortsansässige sind an den Leistun-
gen und Möglichkeiten der Ge-
meinde interessiert. Durch ihr Vor-
wissen interessieren sie sich für spe-
zielle Angebote, z. B.: ändern sich
die Öffnungszeiten der Kindergär-
ten, welche Aufführungen zeigt die
lokale Schauspielgruppe, bietet der
Turnverein wieder Yogakurse an? 
Darüber hinaus suchen sie An-
sprechpartner bei der Bewältigung
von Aufgaben. Dies sind zum Bei-
spiel im Sozialbereich Informatio-
nen über Betreuungsangebote oder
im Baubereich Informationen über
das Baurecht.
Außerdem benötigt der Ortsansäs-
sige Informationen über die Vorga-
ben der Gemeinde, die sie für die
Organisation des Gemeinlebens
trifft. Dies fängt an bei den Termi-
nen der Mülltonnenleerung, Fest-
setzung für Abwassergebühren, Öff-
nungszeiten der verschiedenen Ein-
richtungen und geht bis zu Informa-
tionen über gemeindliche Satzungen
(z. B. Baumsatzung, Friedhofssat-
zung etc.).
Ein Fremder ist auch an den allge-
meinen Leistungen und Möglichkei-
ten der Gemeinde interessiert. Nur
kommt er ohne Vorkenntnisse auf
die Internetseiten der Gemeinde.
Dies bedeutet, ein Fremder muss
sich einen schnellen Überblick über
das Angebot der Gemeinde ver-
schaffen können.
Außerdem muss hier nach einem

geschätzt. Mittlerweile verfügen
nach Zahlen des Bundeswirtschafts-
ministeriums über 30 Prozent der
deutschen Haushalte über einen In-
ternetanschluss. Diese Zahlen ma-
chen deutlich, welche Wachstumsra-
ten in diesem Bereich herrschen und
dass die Verwaltungen mittlerweile
ein Drittel aller Haushalte über das
Internet erreichen könnten.

3.1 Verwaltungsorganisation

Bei der Einführung der IuK muss
eine grundsätzliche Entscheidung
fallen, wie sie in der Verwaltung ein-
gesetzt werden soll. Es ist wesentlich
mehr möglich, als die bisherige Ver-
waltungsarbeit zu unterstützen. 
Eine Entscheidung wird die Organi-
sation der Verwaltung betreffen: ob
ein Bürgerbüro als Anlaufstelle ge-
schaffen werden soll (One-face-Go-
vernment) oder nicht: Ein Bürger-
büro würde dann als Dienstleis-
tungszentrum auftreten und gleich-
zeitig mit den kommunalen Dienst-
leistungen zusätzliche überregionale
Dienstleistungen anbieten. Zum
Beispiel Dienstleistungen des Krei-
ses, den Fahrkartenverkauf der
Bahn und einen Bankschalter.
Bei Einführung der IuK in die Ver-
waltung gibt es zwei mögliche Sze-
narien: 
1. Die Organisationsstruktur wird

beibehalten. Die Verwaltung
wird wie sie besteht im Internet
abgebildet. Die Technologie wird
angepasst. Alte Strukturen und
Arbeitsabläufe werden durch die
neue Technologie unterstützt,
aber nicht geändert.

2. Die Einführung der IuK führt zu
Änderungen in der Organisation
und den Arbeitsabläufen. Es ent-
stehen flachere Hierarchien mit
mehr Kompetenz und Verant-
wortung bei den Sachbearbei-
tern.

Für eine vergleichsweise kleine
Kommunalverwaltung wie in Büt-
telborn mit ca. 75 Beschäftigten ist
die Unterscheidung zwischen den
beiden o. g. Szenarien nicht groß,
aber trotzdem vorhanden. Auch
hier werden den Sachbearbeitern in
der Verwaltung nach dem zweiten
Szenario mehr Kompetenzen und
Verantwortung zugeordnet.

wirtschaftlichen und einem persönli-
chen Interesse differenziert werden.

Aus wirtschaftlichem Interesse sucht
jemand Informationen über die ge-
meindlichen Infrastrukturen. Dies
betrifft die Anbindung an Verkehrs-
wege und Leitungsnetze sowie die
soziale Infrastruktur (Kulturange-
bote, Arbeitslosenzahlen, Daten zur
Einwohnerstruktur). Firmen, die ei-
nen neuen Standort suchen, sind
darüber hinaus an den Kosten für
Grundstücke, Steuern und Ge-
bühren interessiert.
Aus persönlichem Interesse werden
sich Fremde vor allem dann über die
Gemeinde informieren wollen,
wenn sie einen neuen Wohnort su-
chen. Interessant sind vor allem In-
formationen über das Wohnklima,
die Wohnstrukturen, Betreuungsan-
gebote für Kinder (Kindergärten,
Schulen) und Freizeitangebote.
Auch hier spielen die Kosten eine
Rolle (Mietspiegel, Quadratmeter-
preise für Bauland, sonstige Ge-
bühren und Abgaben).
An dieser groben Differenzierung
wird deutlich, dass die Internetsei-
ten der Gemeinde von vielen Part-
nern Informationen benötigen, um
die Nachfrage zu befriedigen.

3 Untersuchung der Ausgangs-
lage der Kommunen

Im Folgenden wird die Ausgangs-
lage der Kommunen geschildert.
Die Schilderung beruht zum einen
auf einer Umfrage in der Gemeinde-
verwaltung Büttelborn und zum an-
deren auf Recherchen im Internet.
In Büttelborn ist durch das Breit-
bandnetz mit seinen hohen Übertra-
gungsraten eine gute Infrastruktur
vorhanden, um die Bürger an ein
virtuelles Rathaus anzubinden.
Ein Problem wird die Akzeptanz
der Bürger sein. Ihnen müssen die
Möglichkeiten, die sich ihnen bie-
ten, verständlich gemacht werden,
um sie für eine aktive Teilnahme zu
gewinnen.
In Deutschland verfügten Anfang
2000 ca. 16 Mio. Menschen über ei-
nen Internetanschluss. Dies ent-
spricht ca. 20% der Gesamtbevölke-
rung. Die Anzahl der Privatan-
schlüsse wurde wesentlich niedriger
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3.2 Aus- und Fortbildung

Wenn die IuK in der Verwaltung
eingeführt werden soll, muss als
Voraussetzung bei den Mitarbeitern
für Akzeptanz der neuen Technik
als Arbeitsmittel gesorgt werden.
Dazu ist es wichtig, dass jeder mit
der neuen Technik umgehen kann
und die grundlegenden Möglichkei-
ten kennt.
Erst wenn die Mitarbeiter von der
Technik überzeugt sind, wird auch
die Bevölkerung überzeugt werden
können.
Dies ist insbesondere in überschau-
baren Kommunen wichtig, in denen
noch viel persönliche Kommunika-
tion stattfindet und viele persönliche
Kontakte existieren. Der Informati-
onsfluss von der Verwaltung zu den
Bürgern findet somit auch über „in-
offizielle“ Wege statt. Somit machen
Mitarbeiter automatisch positive
oder negative Werbung für ihre
Verwaltung. 
Speziell im Bereich des Internets
müssen Schulungen stattfinden. Die
Umfrage hat gezeigt, dass nur we-
nige Mitarbeiter über einen Zugang
zum Internet verfügen. Die meisten
der befragten Mitarbeiter kennen
das Internet nur vom Hörensagen.
Hier muss den Mitarbeitern noch
viel Basiswissen vermittelt werden.
Dieses Ergebnis ist aber nicht über-
raschend, da das Internet als allge-
meinübliche Technologie erst seit
1995 gelten kann. Als Lernstoff in
der Ausbildung ist die IuK teilweise
heute noch nicht integriert.
Sinnvoll ist es, jedem Mitarbeiter so
schnell wie möglich einen Internet-
zugang am Arbeitsplatz zur Verfü-
gung zu stellen. Damit kann jeder
das Internet schon jetzt als Kommu-
nikationsmittel und Informations-
quelle kennen lernen.

4 Das Konzept
Auf Grundlage der Untersuchungen
konnte nun eine grundsätzliche
Konzeption entwickelt werden. Ziel
bei der Einführung der IuK in die
Verwaltung ist es, den Bürgern In-
formations- und Beteiligungsmög-
lichkeiten zu bieten. 
Ein weiterer Schwerpunkt werden
die Interaktionsdienste sein. In Zu-

anlagen, Parkanlagen, Spielplätze
und Grillplätze aufnehmen.

4.2 Mindestanforderungen für das
Portal der Gemeinde

Zu beachten ist, dass eine Kom-
mune mit ihrer Internetseite ein
Portal zu ihrer Gemeinde sowie zu
ihrer Verwaltung eröffnet. 

Für das Portal der Verwaltung gilt:

Enthalten sein müssen die Informa-
tionen über die Verwaltung. Der
Kunde muss mit den gegebenen In-
formationen Antwort auf die Frage
bekommen, welche Dienstleistung
bei welchem Ansprechpartner zu
welcher Uhrzeit und auf welchem
Wege in Anspruch genommen wer-
den kann.
Dazu müssen Informationen über
die Zuständigkeiten und Aufgaben-
zuordnungen gegeben werden. Die
Darstellung erfolgt nach dem Prin-
zip der Lebenslagen. Diese Seiten
sind häufig mit einer Frage im Sinne
von „Was erledige ich wo?“ über-
schrieben.
Bei den einzelnen Dienstleistungen
sind dann Hinweise zu geben, was
der Kunde selbst an Informationen
einbringen muss (z. B. Daten ande-
rer Ämter, persönliche Daten, Be-
scheinigungen anderer Verwaltun-
gen etc.) und wie er sie einbringen
kann (über E-Mail, über E-Mail mit
Hilfe der digitalen Signatur, persön-
lich, telefonisch etc.). Dies kann mit
dem Schlagwort „Antragschecklis-
te“ beschrieben werden.
Von einer virtuellen Verwaltung
sollte erst dann gesprochen werden,
wenn es die oben beschriebenen
Möglichkeiten der Informationsbe-
schaffung und die entsprechenden
Kommunikationswege gibt.
Nur die Gemeindeinformationsbro-
schüre im Internet abzubilden ist zu
wenig für eine virtuelle Verwaltung
oder ein virtuelles Rathaus. Diese
Daten sind eine gute Grundlage,
müssen aber erheblich erweitert
werden, sonst bildet man nur die
„gelben Seiten“ im Internet ab.

Für das Portal der Gemeinde gilt:

Die Gemeinde selbst muss Daten
über die Kommune und die Region
für Ortsansässige und Fremde be-
reitstellen. Sie kann dabei mit 

kunft sollten möglichst alle Dienste
der Verwaltung im Internet zur Ver-
fügung stehen. Hierbei muss die
Entscheidung getroffen werden, was
für die Bürger sinnvoll ist.
Für die interne Verwaltungsarbeit
ist es sinnvoll, alle Dienste digital an-
zubieten. Denn dadurch werden 
erste Voraussetzungen geschaffen,
um mit anderen Verwaltungen zu
interagieren.
Ein wichtiges Prinzip für den Auf-
bau der Internetseiten ist angespro-
chen worden: das Prinzip der „Le-
benslagen“. Die Gemeinde sollte
nach diesem Konzept vorgehen.
Mögliche Anträge sind mit einer
Antragscheckliste im Internet zu
präsentieren.

4.1 Die Möglichkeiten einer 
Gemeindeverwaltung

Die Verwaltung hat mit dem Inter-
netauftritt eine neue Möglichkeit
der Selbstdarstellung. Die Öffent-
lichkeitsarbeit gewinnt durch das In-
ternet neue Aspekte.
Einige Kommunen nutzen das Inter-
net für ihre Eigenwerbung. Die
Werbemaßnahmen stellen dabei un-
terschiedliche Bereiche vor, wobei
zwei verstärkt vorkommen:
Zum einen die Werbung für den
Fremdenverkehr (z. B. Luftkurort,
Kneippkurort, Wanderwegenetz
etc.). Es werden die Unterkunfts-
möglichkeiten, die Freizeiteinrich-
tungen und die landschaftliche Lage
der Gemeinde aufgezeigt. 
Der zweite Bereich, in dem die
Kommunen werben, ist das Stand-
ortmarketing. Teilweise treten hier
Kommunen gemeinsam als „Regio-
marktplatz“ auf. Ziel ist es, Wer-
bung für die Kommune als Wirt-
schaftsstandort zu machen. Aber die
Kommune bietet damit auch dem
bestehenden Gewerbe eine Platt-
form (Portal) für einen Internetauf-
tritt. 
Weiterhin kann die Gemeinde alle
öffentlichen Einrichtungen präsen-
tieren. Für Büttelborn sind das die
Verwaltungsstellen in den Ortstei-
len, die Kindergärten, der Bauhof,
die Kläranlage, die Büchereien, die
Jugendhäuser und die von der Ge-
meinde vergebenen öffentlichen
Räume. Weiterhin kann man Sport-
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zahlreichen anderen Anbietern 
zusammenarbeiten, z. B. mit Ver-
einen (Sportverein, Gewerbeverein,
Fremdenverkehrsverein, Karneval-
verein etc.) und Dienstleistern (Ver-
und Entsorger, ÖPNV etc.).
Zusammenarbeit bedeutet hier,
dass die Gemeinde von ihrem Portal
aus die entsprechenden Links setzt
und umgekehrt. Zusammenarbeit
bedeutet weiterhin, dass die Ge-
meinde und die anderen Anbieter
den Inhalt ihrer Seiten aufeinander
abstimmen.
Für das Erscheinungsbild der Ge-
meinde im Internet müssen die ent-
sprechenden Informationen gege-
ben werden. Zum Beispiel Informa-
tionen über Hotel- und Gastrono-
miebetriebe für eine Kurstadt. Um
neue Gewerbebetriebe und Ein-
wohner anzuziehen, sind Informa-
tionen über Grundstückspreise,
Grundstücksabgaben, Abwasser-
beiträge, Stand von Sanierungsmaß-
nahmen (Kläranlage, Straßen) etc.
wichtig. Darüber hinaus sind Anga-
ben über die weichen Standortfakto-
ren (Kriminalität, Freizeitangebot,
Schulen) von Interesse.

5 Einbezug der Geodaten 
In den Kommunalverwaltungen
kommen verstärkt Geodaten und
Geoinformationssysteme (GIS)
zum Einsatz. Geoinformationssys-
teme sind Systeme, die Daten auf-
nehmen, speichern, verarbeiten und
wiedergeben, mit der Spezialisie-
rung, dass es sich hierbei um Daten
mit Raumbezug handelt.
Durch GIS werden Geometrieda-
ten, Topologiedaten und Sachdaten
gemeinsam verwaltet und analy-
siert. Ein GIS besteht im Wesentli-
chen aus den vier informationstech-
nischen Komponenten: Hardware,
Software, Daten und Anwendun-
gen. Damit werden die Funktionen
eines GIS (Datenerfassung, Daten-
verwaltung, Datenanalyse und Da-
tenpräsentation) erfüllt.

5.1 GIS-Anwendungen 
einer Kommune

Kommunen können mit einem GIS
verschiedene Aufgaben erfüllen.
Eine wichtige Aufgabe der Ge-

oder Pflanzen getroffen werden
können.
Ein Vorteil von GIS ist das Ver-
knüpfen verschiedenster Daten: Bei
einer Trassenplanung fließen Daten
über das Geländemodell (Wo kann
am einfachsten/billigsten gebaut
werden?), die Daten über die Besie-
delung des Gebietes (Wer ist direkt
[Enteignung] und indirekt [durch
Emissionen] betroffen?) und die
Daten über die bestehende Nutzung
(Wald, Acker, Brache, Naturschutz-
gebiet ⇒ Welcher Schaden wird in
der Natur angerichtet?) in die Ana-
lyse ein.
Wichtig für jedes GIS ist eine hohe
Qualität und Aktualität der Daten.
Denn nur so kann sichergestellt wer-
den, dass die richtigen Entscheidun-
gen getroffen werden.

5.2 Die Möglichkeiten eines 
GIS im Internet/Intranet

Ein Vorteil eines GIS über Intra-
net/Internet ist, dass die Anwender
oder Kunden keine GIS-Software
benötigen. Die Karten können mit-
tels der herkömmlichen Browser,
die zumeist kostenlos sind, betrach-
tet werden. Als einziges wird gege-
benenfalls ein Plug-In benötigt, das
aber auch kostenlos erhältlich ist.
Ein Anwender, der den Umgang mit
einem Browser kennt und etwas Er-
fahrung im Navigieren in digitalen
Karten hat, kann mühelos mit einem
Web-GIS arbeiten.
Die Karten, die der Kunde über sei-
nen Browser betrachtet, werden aus
Datenbanken oder Dateien für jede
Anwendersitzung neu erzeugt. Da-
mit wird jede Anfrage mit der aktu-
ellen Version der vorhandenen Da-
ten beantwortet.
Die Datenbestände von Dienstleis-
tern können somit von vielen ge-
nutzt werden. Interessant ist eine
solche Lösung für ein Intranet.
Wenn viele Nutzer auf die Daten zu-
greifen, ist es wirtschaftlicher, jedem
einen Browser zur Verfügung zu
stellen, bevor weitere GIS-Arbeits-
plätze eingerichtet werden. 
Die größte Schranke bei der Bereit-
stellung von Geodaten im Internet
ist im Moment die Netzkapazität.
Sie reicht häufig nicht aus, um
größere Datenmengen in angemes-
sener Zeit zu übertragen.

meinde liegt im Bodenmanagement.
Die Gemeinde muss zum einen den
Bedarf an Bauland feststellen und
zum anderen mit der Ware Boden
verantwortungsvoll umgehen. Über
das Feststellen von Baulücken kön-
nen Rückschlüsse gezogen werden,
inwieweit Bedarf an Neubaugebie-
ten besteht.
Insbesondere angesichts der Tatsa-
che, dass die Ressource Boden nur
begrenzt vorhanden und nicht ver-
mehrbar ist, sind Informationen aus
einem GIS von großer Bedeutung.
Das GIS dient auch zum Verwalten
der Liegenschaften sowie zum Fest-
stellen von Gebühren und Abgaben.
Ein Beispiel sind die Abgaben für
versiegelte Flächen. Ein weiteres
Beispiel ist das Feststellen von An-
liegergebühren für Beteiligung an
Straßensanierung und Kanal. Über
die Länge der Straßengrenze und
die Zuordnung zum Eigentümer
kann man ermitteln, wer wie viel
zahlen muss.
Das GIS kann eingesetzt werden,
um Trends festzustellen. Es ist
denkbar, dass man das Entstehen
von sozialen Brennpunkten recht-
zeitig ermittelt und von Anfang an
gegensteuern kann. Als Indikatoren
dienen zum Beispiel Arbeitslosen-
zahlen, Wohndichte, Zahl der So-
zialhilfeempfänger und Mietspiegel.
Über die demographischen Daten
kann man z. B. Aussagen zur Zahl
der Kinder im Einzugsgebiet von
Kindergärten und Schulen treffen.
Damit erfolgen Planungen für die
Kindergärten und Schulen. Über die
benötigten Kindergartenplätze kön-
nen Aussagen getroffen werden und
damit über die zu erwartende An-
zahl der Gruppen. Schulbuslinien
werden bedarfsgerecht eingerichtet
und Haltestellen optimal in der Ge-
meinde verteilt.

Ein weiteres Einsatzgebiet liegt im
Umweltbereich. Hier kann der Bo-
denverbrauch ermittelt werden.
Dies ist wichtig, um bei einer Tras-
senplanung verschiedene Varianten
gegeneinander abzuwägen. Dar-
stellbar sind Entwicklung von Popu-
lationen und der Artenvielfalt. Ein
GIS liefert Informationen, damit
Entscheidungen für oder gegen
Schutzzonen von Menschen, Tieren
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Bei der Einrichtung eines Web-GIS
kann hier noch steuernd eingegrif-
fen und zwischen verschiedenen Da-
tenübertragungen entschieden wer-
den. Man richtet sich dabei auch
nach den Möglichkeiten des Clients
(Thin, Medium und Thick Web-
browser Clients). 
Bei der Verteilung über Thin Cli-
ents wird die Kartengenerierung
bzw. -umsetzung auf dem Server
durchgeführt. Der Client erhält nur
interaktive GIF- oder JPEG-Bilder.
Auf dem Server läuft meist ein Map-
server in Verbindung mit einem
Webserver.
Bei der Verteilung über Medium
Clients bietet sich eine Lösung über
Java Applets an. Der Webbrowser
lädt ein Java Applet und erhält
GIF/JPEG-Bilder. Die Java Applets
ermöglichen ein ausgereifteres und
flexibleres User Interface, während
das Herunterladen auf die Daten
vom Server reduziert wird. 
Bei der Verteilung über Thick Cli-
ents wird die Karte als Vektordaten
auf den Client übertragen. Die Kar-
tenfunktionalitäten liegen auf dem
Client. Diese Form ermöglicht die
größte Flexibilität, ist jedoch am 
besten für Intranets mit großen
Bandbreiten geeignet.

5.3 Beispiele für Geodaten 
im Internet

Im Moment gibt es zahlreiche Bei-
spiele für Geodaten im Internet.
Kennzeichnend ist, dass sie meist für
einfache Informationszwecke einge-
setzt werden. Häufig stößt man auf
Karten oder Anfahrtsskizzen. Cha-
rakteristisch für Geodaten im Inter-
net ist, dass es sich meist um Raster-
grafik handelt. Es gibt kaum GIS-
Funktionalitäten. Meist werden nur
Zoomfunktionen angeboten.
Weiterführende Anwendungen sind
Routenplaner. Mit ihnen kann man
Abfragen über die kürzeste oder
schnellste Verbindung zwischen
zwei Punkten durchführen. Ferner
findet man Angebote, sich über
Adressen einen Plan eines Gebietes
anzeigen zu lassen, mit der Möglich-
keit weiterer Serviceeinblendungen.
Ein Beispiel für eine interaktive
Karte ist der W3Kausar (als Beispiel
im Internet über www.ikgis.de/

load bereitgestellt werden. Weiter-
hin wäre eine Darstellung des Ka-
nalkatasters im Internet vorstellbar,
um zum Beispiel Fragen nach den
Kanalanschlüssen vorzubereiten.

Den Fachleuten würden somit im-
mer die aktuellen Geodaten der Ge-
meinde zur Verfügung stehen.

5.4.3 Wirtschaftspräsentation

Die Gemeinde Büttelborn könnte
ein Kataster der Gewerbeflächen
aufstellen. Informationen, die für
Gewerbetreibende von Interesse
wären, sind Auskünfte über die
Rahmenbestimmungen und Aufla-
gen des Gewerbegebietes, über die
verfügbaren Flächen und Anbin-
dungen an die Infrastruktur. 
Hier ist auch eine Zusammenarbeit
von öffentlicher Hand und privaten
Unternehmern denkbar. Alle, die
ein Grundstück oder eine Immobilie
in Büttelborn anbieten, könnten in
einer Datenbank erfasst werden, um
so die Grundlage für ein Auskunfts-
system zu bilden. Die Gemeinde
kann diese Datenbank selbst auf-
bauen und die Interessenten, die
ihre Objekte anbieten wollen, gegen
Gebühr aufnehmen. Eine andere
Möglichkeit ist, dass ein Immobili-
enverein oder Gewerbeverein diese
Aufgabe übernimmt und die Ge-
meinde den Zugang über ihre Inter-
netseiten ermöglicht (⇒ Portalwir-
kung).

6 Schlussbetrachtung

Wie in dem Artikel dargestellt, er-
hält die öffentliche Verwaltung
durch die IuK neue Chancen. Sie
kann damit eine Neuorganisation
über Verwaltungsebenen und
Behördengrenzen hinweg durch-
führen.
Die Verwaltung wird auch in Zu-
kunft als neutraler Sachwalter der
Judikative, Exekutive und Legisla-
tive da sein und die Verpflichtungen
des Staates übernehmen. Als Kern-
bereiche sind innere Sicherheit,
Rechtsschutz und Finanzverwaltung
zu nennen.
Es wurde deutlich, dass eine Umset-
zung der Organisationsänderung
noch reichlich Zeit in Anspruch
nehmen wird. Es sind zahlreiche

wwwkausar erreichbar). Hier wird
mit Vektorgrafik gearbeitet. Da-
durch werden Abfragen sowie Än-
derungen in der kartografischen
Ausgestaltung der einzelnen Ob-
jekte ermöglicht.

5.4 Möglichkeiten der Erstellung
von Diensten auf der Basis 
von Geodaten

Grundsätzlich hat die Verwaltung
die Möglichkeit, mit der Darstellung
von Geodaten den Bürgern Infor-
mationen über das Gemeindegebiet
zu geben. Häufig ist auch eine Hy-
briddarstellung von Raster- und
Vektordaten möglich. Dies kann
den Informationsgehalt von Karten
verbessern.
Zu klären bleibt, welche speziellen
Bereiche der Einsatz der Geodaten
abdecken soll. Hierzu können die
folgenden Ideen Anregungen ge-
ben:

5.4.1 Vergabe der gemeindlichen
Räume

Es ist denkbar, alle Räume, die von
der Gemeindeverwaltung vergeben
werden, zu erfassen und in einer
Karte darzustellen. Da die digitale
Liegenschaftskarte (ALK) schon
vorhanden ist, könnte man hierfür
weitere Attribute bei den Gebäuden
einführen. Als Attribute kämen in
Frage:
• die Größe des Saales
• ein Eintrag, zu welchen Zeiten die

Räume belegt sind.
Es ist dann eine Abfragemöglichkeit
denkbar, die unter Angabe der Zeit
und der benötigten Raumgröße eine
Auskunft über die in Frage kom-
menden Räume gibt.
Weiterführend ist eine Interaktions-
möglichkeit vorstellbar, die den
Bürgern Gelegenheit gibt, Räume
direkt zu reservieren. 

5.4.2 Fachpublikum

Architekten und Planungsbüros
bekämen Geodaten über das Inter-
net zur Verfügung gestellt. Sicher-
heitsfragen und Zugriffsrechte sind
im Einzelnen noch zu klären. Sollten
die Daten der Bauleitplanung in das
GIS integriert werden, könnten
diese den Fachleuten zum Down-
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Hürden zu überwinden. Ebenso
wird deutlich, dass am Internet in
Zukunft kein Weg vorbeiführt. Die
Verbreitung des Internets wird wei-
ter zunehmen. Parallel zur Zu-
nahme der Internetnutzer wird das
Angebot im Internet weiter anwach-
sen, aber auch umgekehrt verstärkt
von den Bürgern eingefordert. Um
hier mit einem Internetauftritt Be-
deutung zu gewinnen und attraktiv
für die Bürger zu sein, müssen die
Gemeinden ihre Internetseiten als
Portal aufbauen.
Ferner muss die Akzeptanz der
neuen Techniken durch die Mitar-
beiter und Bürger erheblich gestei-
gert werden. Eine wesentliche Rolle
spielt die weitere Qualifizierung bei-
der Personenkreise.
Die wissensbasierte Dienstleis-
tungsgesellschaft als die Weiterent-
wicklung der industriellen Produkti-
onsgesellschaft setzt höhere An-
sprüche an den Einzelnen. Jeder
wird ein Leben lang weiter lernen
müssen. Dies ist keine neue Er-
kenntnis. Schon immer mussten sich
im erlernten Beruf neue Verfahren
und Arbeitstechniken angeeignet
werden. Neu sind die immer kürzer
werdenden Innovationszyklen.
Wesentliche Bestandteile der wis-
sensbasierten Dienstleistungsgesell-
schaft sind Datenbanken mit Infor-
mationssystemen. Eine Erweiterung
davon sind die Geoinformations-
systeme. Wie dargestellt, lassen sich
mit Geoinformationssystemen viele
verschiedene Daten in einer Daten-
bank integrieren. Der gemeinsame
Bezug ist die Geocodierung, d. h.
eine Koordinate in einem Bezug-
system. Geodaten helfen damit
beim verantwortungsvollen Um-
gang mit den natürlichen Ressour-
cen wie Boden oder Wasser. Weiter-
hin leisten sie Unterstützung z. B. im
Bereich der Verwaltung von Liegen-
schaften, bei Standortanalysen oder
bei Marktstudien. Geodaten sind die
Schnittstelle, um Daten aus ver-
schiedenen anderen Bereichen zu
kombinieren. 
Wichtig werden in Zukunft der Zu-
gang und die Regelung des Zugangs
zu den Datenbanken sein. Hier wird
die IuK eine wesentliche Rolle spie-
len. Der Zugriff auf die Daten er-
folgt dann über Geoinformations-

BILL/FRITSCH: Grundlagen der Geoin-
formationssysteme, Band 1, Hard-
ware, Software und Daten, Wich-
mann, Karlsruhe, 1991
RALF BILL: Grundlagen der Geoinfor-
mationssysteme, Band 2, Analysen,
Anwendungen und neue Entwicklun-
gen, Wichmann, Karlsruhe, 1996
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systeme. Die Eigentümer der Daten
werden diese Systeme einsetzen, um
den Zugang zu gewährleisten und zu
regeln.
Der Datenzugriff wird in verschie-
denen Sicherheitsstufen realisiert
sein. Zum Beispiel der Datenabruf
mit Hilfe eines Passwortes, nur le-
sender Zugriff auf die Daten bzw.
schreibender Zugriff auf die Daten.
Außerdem werden Verfahren des
E-Commerce zum Einsatz kommen.
Schon heute sind riesige Datenbe-
stände an zahlreichen Stellen vor-
handen. Ob es sich um Kundenda-
teien von Firmen, Bestandsdaten
oder Daten der öffentlichen Verwal-
tungen handelt, seit ca. 30 Jahren
werden überall digitale Daten ge-
sammelt. Spannend wird es sein, wie
diese Ressourcen in Zukunft ge-
nutzt werden und wie die verschie-
denen Systeme integriert werden.
Geoinformationssysteme und die
Datenbereitstellung über das Inter-
net mit einem Web-GIS werden
eine entscheidende Rolle spielen.
Festzustellen bleibt, dass die neue
Informations- und Kommunikati-
onstechnologie einen großen Ein-
fluss auf die Verwaltungen haben
wird. Insbesondere durch die Kom-
bination von Geoinformationssyste-
men und dem Internet bieten sich
neue Chancen und Aussichten.
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Zusammenfassung

In den Verwaltungen der Bun-
desrepublik Deutschland wird
verstärkt die „neue“ Informa-
tions- und Kommunikations-
technologie eingesetzt. In 
einem ersten Schritt wird hier
die aktuelle Lage dargestellt
sowie die neuen Möglichkei-
ten der Technologie geschil-
dert. Weiterhin wird das Span-
nungsfeld geschildert, in dem
sich die Reformen bewegen.
Anhand des konkreten Pro-
jekts der Gemeinde Büttel-
born wird deutlich gemacht,
welche Probleme für eine
Kommunalverwaltung auftre-
ten und wie ein Konzept zur
Umsetzung aussieht. Im Rah-
men des Projektes arbeitet die
Gemeindeverwaltung mit ver-
schiedenen Teilnehmern mit
unterschiedlichen Interessen
und Möglichkeiten zusammen.
Projektziel soll es sein, Pläne
für Standortmarketing und 
E-Commerce sowie Pläne zur
Einführung der digitalen 
Signatur in die Verwaltungs-
abläufe umzusetzen.
Zum Abschluss wird auf die
Möglichkeiten von Geodaten
bei dem Aufbau eines virtuel-
len Rathauses eingegangen.


